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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 14 AS 187/13 B 
 
L 13 AS 388/10 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 46 AS 2041/08 (SG Oldenburg) 
 
 
 
1. …………………, 
 
2. …………………, 
 
3. …………………, 
 
4. …………………, 
 
5. …………………, 
 
6. …………………, 
 
 
 
 
 zu 1.) und zu 3.) bis 6.) Kläger  
 und Beschwerdeführer, 
 
 zu 2.) Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte zu 1. bis 6.: ………………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Oldenburg, 
Stau 70, 26122 Oldenburg, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 29. Januar 2014 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e ,   den Richter   Prof. Dr.  B e c k e r     

und die Richterin   H a n n a p p e l  

beschlossen: 
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Die Beschwerden der Kläger gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 10. April 2013 (L 13 AS 388/10) 

werden als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerden sind unzulässig. Für die Beschwerde des Beschwerdeführers 

zu 2. gilt dies schon deshalb, weil er ausweislich des Rubrums im Urteil des Landessozial-

gerichts (LSG) an dem Rechtsstreit nicht beteiligt war. 

 

Im Übrigen sind die Nichtzulassungsbeschwerden unzulässig, weil die Kläger keinen der in 

§ 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) abschließend aufgeführten Zulassungs-

gründe in der erforderlichen Weise bezeichnet bzw dargelegt haben (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

Der Senat konnte daher über die Beschwerden gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 

SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter entscheiden. 

 

Die Kläger stützen ihre Beschwerden in erster Linie auf den Zulassungsgrund des Verfahrens-

mangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) in Form der Verletzung rechtlichen Gehörs (Art 103 Abs 1 

Grundgesetz, § 62 SGG). Sie haben aber einen solchen Verfahrensmangel, auf dem die ange-

fochtene Entscheidung beruhen kann, nicht dargelegt. Ihre Ausführungen, mit denen sie ihre 

Gehörsrügen begründen, zeigen, dass sich die Kläger in Wahrheit gegen die Entscheidung des 

LSG in der Sache wenden, weil das LSG zu den einzelnen, von den Klägern aufgezählten 

Streitpunkten eine andere Rechtsauffassung vertreten hat als die Kläger selbst. Das LSG hat 

sich mit den einzelnen streitigen Punkten auseinandergesetzt, es war aber - ausgehend von 

seinen Rechtsansichten - nicht gehalten, alle gegenteiligen Ansichten der Kläger zu kommentie-

ren und insbesondere auch nicht verpflichtet, bestimmte, von den Klägern vorgelegte Fragen zu 

beantworten. Aus dem Anspruch auf rechtliches Gehör folgt keine allgemeine Hinweispflicht des 

Gerichts zur Sach- und Rechtslage, zu einem Rechtsgespräch oder gar zu einem Hinweis auf 

seine Rechtsauffassung (vgl nur BVerfGE 74, 1, 5; 86, 133, 145). 

 

Weiterhin ist der geltend gemachte Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung (§ 160 

Abs 2 Nr 1 SGG) nicht ausreichend dargelegt worden. Die Darlegung der grundsätzlichen Be-

deutung der Rechtssache erfordert die Formulierung einer bestimmten abstrakten Rechtsfrage, 

der in dem Rechtsstreit eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung bei-

gemessen wird (BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a Nr 60). 

Vorliegend fehlt es bereits an der Formulierung einer konkreten Rechtsfrage, die in dem vor-

liegenden Rechtsstreit entscheidungserheblich wäre. Die Frage der Richtigkeit der Entscheidung 
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des LSG kann im Rahmen des Zulassungsgrunds der grundsätzlichen Bedeutung nicht über-

prüft werden. 

 

Zu dem weiteren Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) haben die Kläger 

ebenfalls nichts dargelegt. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG.  
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